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 Steuergesetz       

 Der Kantonsrat des Kantons Obwalden  

 beschliesst:  

 I.  

 Der Erlass GDB 641.4 (Steuergesetz vom 30. Ok-
tober 1994) (Stand 1. Januar 2020) wird wie folgt 
geändert: 

 

Art.  106 
Der Quellensteuer unterworfene Arbeitnehmer 

  

1 Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbewilligung, die im 
Kanton jedoch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent-
halt haben, unterliegen für ihr Einkommen aus unselb-
ständiger Erwerbstätigkeit einer Quellensteuer. Davon 
ausgenommen sind Einkommen, die der Besteuerung 
im vereinfachten Abrechnungsverfahren nach Art. 39a 
dieses Gesetzes unterstehen. 

1 Ausländische Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbe-
willigung, die im Kanton jedoch steuerrechtlichen Wohn-
sitz oder Aufenthalt haben, unterliegen für ihr Einkom-
men aus unselbständiger Erwerbstätigkeit einer Quel-
lensteuer. Davon ausgenommen sind Einkommen, die 
der Besteuerung im vereinfachten Abrechnungsverfah-
ren nach Art. 39a dieses Gesetzes unterstehen. 

 

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrenn-
ter Ehe leben, unterliegen nicht der Quellensteuer, 
wenn einer der Ehegatten das Schweizer Bürgerrecht o-
der die Niederlassungsbewilligung besitzt. 

  

3 Bei Gefährdung des Steueranspruchs kann die Quel-
lenbesteuerung auf unbestimmte Zeit als Sicherungs-
steuer beibehalten oder wieder angeordnet werden. 

  

Art.  108 
Quellensteuerabzug 

  

http://gdb.ow.ch/data/641.4/de
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1 Der Regierungsrat legt in Ausführungen die Grundla-
gen fest, wie die Quellensteuertarife zu berechnen sind. 
Massgebend sind die Steuersätze der Einkommens-
steuer für natürliche Personen. 

1 Der Regierungsrat legt in AusführungenAusführungs-
bestimmungen die Grundlagen fest, wie die Quellen-
steuertarife zu berechnen sind. Massgebend sind die 
Steuersätze der Einkommenssteuer für natürliche Per-
sonen. 

 

2 Bei der Berechnung des Abzugs werden Pauschalen 
für Berufskosten (Art. 28 dieses Gesetzes) und für Ver-
sicherungsprämien (Art. 35 Abs. 1 Bst. d, f, und g die-
ses Gesetzes) sowie Abzüge für Familienlasten (Art. 37 
dieses Gesetzes) berücksichtigt. 

  

3 Der Abzug für die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe lebenden Ehegatten, die beide erwerbstä-
tig sind, richtet sich nach Tarifen, die ihr Gesamtein-
kommen (Art. 11 Abs.1 dieses Gesetzes), die Pauscha-
len und Abzüge nach Absatz 2 sowie den Abzug bei Er-
werbstätigkeit beider Ehegatten (Art. 35 Abs. 2 dieses 
Gesetzes) berücksichtigten. 

  

4 Nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmun-
gen richtet sich, wie insbesondere der 13. Monatslohn, 
Gratifikationen, unregelmässige Beschäftigung, Stun-
denlöhner, Teilzeit- oder Nebenerwerb sowie Leistun-
gen nach Art. 18 Abs. 3 AHVG und satzbestimmende 
Elemente zu berücksichtigen sind und wie bei Tarif-
wechsel, rückwirkenden Gehaltsanpassungen und -kor-
rekturen, sowie Leistungen vor Beginn und nach Been-
digung der Anstellung zu verfahren ist. 

  

5 Die Ansätze, die als direkte Bundessteuer in den kan-
tonalen Tarif einzurechnen sind, sind im Einvernehmen 
mit der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) zu 
bestimmen. 

  

6 Der Steuerabzug umfasst die Kantons- und Gemein-
desteuern, einschliesslich die Kirchensteuer und die 
Feuerwehrersatzabgabe, sowie die direkte Bundes-
steuer. 
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7 Die Gemeindesteuern berechnen sich nach dem ge-
wogenen Mittel der Gemeindesteuern im Kalenderjahr, 
das dem Steuerjahr vorausgeht. 

  

Art.  144 
Steuerbegründende Veräusserung 

  

1 Der Grundstückgewinnsteuer unterliegen Gewinne aus 
der Veräusserung von im Kanton gelegenen Grundstü-
cken oder Anteilen von solchen, die 

  

a. zum Privatvermögen gehören;   

b. land- und forstwirtschaftlicher Natur sind; vorbehalten 
bleibt die Besteuerung der wiedereingebrachten Ab-
schreibungen gemäss Art. 20 Abs. 6 dieses Gesetzes; 

  

c. im Eigentum von den in Art. 76 Abs. 1 Bst. e bis i die-
ses Gesetzes genannten juristischen Personen ste-
hen; 

  

d. im Eigentum von den in Art. 76 Abs. 1 Bst. b und c 
dieses Gesetzes genannten juristischen Personen 
stehen, soweit die Veräusserung nicht in unmittelba-
rem Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer öffentli-
chen Aufgabe erfolgt. 

  

2 Der Veräusserung von Grundstücken sind gleichge-
stellt: 

  

a. Rechtsgeschäfte, die in Bezug auf die Verfügungsge-
walt über ein Grundstück tatsächlich und wirtschaftlich 
wie eine Veräusserung wirken (insbesondere Kauf, 
Tausch, Einbringung eines Grundstückes in eine Per-
sonengesellschaft, eine Kapitalgesellschaft oder in 
eine Genossenschaft, Enteignung, Zwangsverwertung 
usw.); 
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b. Belastung eines Grundstückes mit privatrechtlichen 
Dienstbarkeiten oder öffentlich-rechtlichen Eigentums-
beschränkungen, wenn diese die unbeschränkte Be-
wirtschaftung oder den Veräusserungswert des 
Grundstückes dauernd und wesentlich beeinträchti-
gen und dafür ein Entgelt entrichtet wird; das Entgelt 
unterliegt nicht der Grundstückgewinnsteuer, wenn es 
nach Art. 23 Bst. c oder d dieses Gesetzes versteuert 
wird; 

  

c. Überführung eines Grundstückes oder von Anteilen 
daran vom Privatvermögen in das Geschäftsvermö-
gen; 

  

d. …   

e. entgeltliche Übertragung eines Kaufrechtes an einem 
Grundstück, Eintritt Dritter in einen Kaufvertrag sowie 
entgeltlicher Verzicht auf Ausübung derart erworbener 
Rechte an Grundstücken; 

e. entgeltliche Übertragung eines Kaufrechtes an einem 
Grundstück, Eintritt Dritter in einen Kaufvertrag sowie 
entgeltlicher Verzicht auf Ausübung derart erworbener 
Rechte an Grundstücken;. 

 

f. …   

g. die Übertragung von Beteiligungsrechten an Immobili-
engesellschaften, wenn diese Beteiligungsrechte ein 
Sondernutzungsrecht (z.B. ein Wohnrecht oder ähnli-
ches) an einer Wohneinheit vermitteln. 

g. Gelöscht.  

Art.  157 
 

  

1 Bei Veräusserungen von Grundstücken oder Anteilen 
an solchen wird eine Handänderungssteuer erhoben. 

  

2 Veräusserungen von Grundstücken sind gleichgestellt:   
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a. Rechtsgeschäfte, die in Bezug auf die Verfügungsge-
walt über ein Grundstück tatsächlich und wirtschaftlich 
wie eine Veräusserung wirken (insbesondere Kauf, 
Tausch, Einbringung eines Grundstückes in eine Per-
sonengesellschaft, eine Kapitalgesellschaft oder in 
eine Genossenschaft, Enteignung, Zwangsverwertung 
usw.); 

  

b. Belastungen von Grundstücken mit privatrechtlichen 
Dienstbarkeiten oder öffentlich-rechtlichen Eigentums-
beschränkungen, sofern diese die unbeschränkte Be-
wirtschaftung oder den Veräusserungswert der 
Grundstücke dauernd und wesentlich beeinträchtigen 
und die Belastung gegen Entgelt erfolgt; 

  

c. entgeltliche Übertragung eines Kaufrechts an einem 
Grundstück, Eintritt Dritter in einen Kaufvertrag sowie 
entgeltlicher Verzicht auf Ausübung derart erworbener 
Rechte an Grundstücken; 

c. entgeltliche Übertragung eines Kaufrechts an einem 
Grundstück, Eintritt Dritter in einen Kaufvertrag sowie 
entgeltlicher Verzicht auf Ausübung derart erworbener 
Rechte an Grundstücken;. 

 

d. die Übertragung von Beteiligungsrechten an Immobili-
engesellschaften, wenn diese Beteiligungsrechte ein 
Sondernutzungsrecht (z.B. ein Wohnrecht oder ähnli-
ches) an einer Wohneinheit vermitteln. 

d. Gelöscht.  

3 Beim Tausch liegen mehrere Rechtsgeschäfte zu 
Grunde. Jedes stellt eine Veräusserung dar. 

  

 


